
©
 N

at
al

iia
 P

yz
ho

va
 / 

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

Liebe Ärztinnen, 
Liebe Ärzte,

Das Wachstumschancengesetz enthält 
Pläne der Bundesregierung für erweiterte 
Abschreibungsmöglichkeiten. Lesen Sie auf 
Seite2, wie selbstständige Ärztinnen und 
Ärzte davon profitieren können. Informie-
ren Sie sich außerdem, welche Unterlagen 
Sie zum Jahreswechsel vernichten können. 
Auf Seite 3 berichten wir über ein anhängi-
ges Verfahren vor dem Bundesfinanzhof zur 
Umsatzsteuerfreiheit ärztlicher Leistungen 
in einer Privatklinik, welche ihrerseits die 
Voraussetzungen für die Steuerfreiheit nicht 
erfüllt. Unser Tipp auf Seite 3 zeigt auf, wie 
Ärztinnen und Ärzte Leasingsonderzahlun-
gen für ihr betrieblich genutztes Fahrzeug 
steuerlich behandeln müssen. 

  Winter 2023/24

info@heisterborg.de
Telefon: +49 (0) 25 63 / 922 0

HEISTERBORG UND PARTNER

Haben Sie Fragen zu den Beiträgen?  
Dann melden Sie sich gerne bei uns.
Ihr Carsten Kuglarz, 
Steuerberater bei Heisterborg

www.heisterborg.de



Abschreibung 2024 
Geringwertige Wirtschaftsgüter 
Ärztinnen und Ärzte können bewegli-
che, abnutzbare und selbständig nutzba-
re Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungs-
kosten nicht mehr als € 800,00 netto be-
ziehungsweise € 952,00 brutto betra-
gen (§ 6 Abs. 2 Einkommensteuergesetz/
EStG) wahlweise im Jahr der Anschaf-
fung sofort abschreiben. Der Höchstbe-
trag soll ab 2024 auf € 1.000,00 netto 
bzw. €1.190,00 brutto angehoben wer-
den. Plant der Arzt z. B. die Anschaffung 
von Laborgeräten, die den Merkmalen ei-
nes geringwertigen Wirtschaftsguts ent-
sprechen und die mehr als € 800,00 und 
nicht mehr als € 1.000,00 netto kosten, 
sollte die Anschaffung erst in 2024 erfol-
gen. Für die Sofortabschreibung ist es un-
erheblich, dass der Arzt mangels Vorsteu-
erabzugsberechtigung Anschaffungskos-
ten in Höhe des Bruttopreises hat. 

Sammelposten
Ab 2024 sollen Wirtschaftsgüter mit An-
schaffungskosten bis zu € 5.000,00 in 
einem Sammelposten zusammengefasst 
werden können. Die Auflösungsdau-
er (Abschreibungsdauer) soll von aktuell 

fünf Jahren auf drei Jahre verkürzt wer-
den. Die Einbuchung selbstständig nutz-
barer Wirtschaftsgüter in einen Sammel-
posten lohnt ab 2024 besonders für jene 
Wirtschaftsgüter, deren betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer länger als drei Jah-
re beträgt.

Degressive Abschreibung
Die degressive Abschreibung unterschei-
det sich von der normalen linearen Ab-
schreibung dadurch, dass sich der jährli-
che Abschreibungsbetrag aus dem Rest-
wert und der Restnutzungsdauer berech-
net. Die Bundesregierung plant zur Sti-
mulierung der Wirtschaft die Wiederzu-
lassung der degressiven Abschreibung 
für nach dem 30.9.2023 und vor dem 
1.1.2025 angeschaffte Wirtschaftsgüter 
(§ 7 Abs. 2 EStG-E). Ärztinnen und Ärzte 
können für ihre in diesem Zeitraum ange-
schafften beruflich genutzten Wirtschafts-
güter eine degressive Abschreibung bis 
zum 2,5-Fachen der linearen Abschrei-
bung, maximal 25 % pro Jahr, in Anspruch 
nehmen. Der steuerpflichtige Gewinn min-
dert sich dadurch entsprechend. 

Aufbewahrungsfristen 2023/2024  
Aufbewahrungsfristen
Selbstständig tätige Ärztinnen und Ärz-
te müssen u. a. Bücher, Bilanzen, Inven-
tare und Buchungsbelege, die ihre Arzt-
praxis betreffen, mindestens zehn Jahre 
aufbewahren. Empfangene und abge-
sendete Praxiskorrespondenz muss, so-
weit steuerlich von Bedeutung, mindes-
tens sechs Jahre aufbewahrt werden. 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt jeweils 
mit dem Schluss des Kalenderjahres, in 
dem die letzte Eintragung im Buch ge-
macht worden ist oder der Praxisbrief 
empfangen oder abgesandt worden ist 
(§ 147 Abs. 4 der Abgabenordnung).

Ablauf der Aufbewahrungsfrist zum 
31.12.2023
Zum Jahreswechsel können Ärztinnen 
und Ärzte Steuerbelege aus dem Jahr 
2013 vernichten. Praxiskorrespondenz 
aus 2017 sowie andere aufbewah-
rungspflichtige Unterlagen aus dem 
Jahr 2017 und früher können ebenfalls 
vernichtet werden. 

Ausnahme
Eine allgemeine Aufbewahrungspflicht 
besteht unabhängig vom Verstreichen 
der Aufbewahrungsfrist, wenn die Do-
kumente für die Besteuerung weiterhin 
von Bedeutung sind. 
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Fettabsaugung 

Liposuktion
Aufwendungen für eine Lipo-
suktion erkennt die Finanz-
verwaltung bislang nur unter 
der Voraussetzung als außer-
gewöhnliche Belastungen an, 
dass der Patient vor der Be-
handlung ein amtsärztliches 
Gutachten oder eine ärztliche 
Bescheinigung des Medizini-
schen Dienstes der Kranken-
versicherung vorgelegt hat  
(§ 64 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
Buchst. f der Einkommen-
steuer-Durchführungsverord-
nung). Diese Auffassung dürf-
te in Bezug auf die Behand-
lungskosten für eine krank-
hafte Fettverteilungsstörung 
nicht länger Bestand haben. 
Denn der Bundesfinanzhof/
BFH hat in einem aktuellen 
Urteil entgegen der Ansicht 
der Finanzverwaltung die Gel-
tendmachung der Aufwen-
dungen als außergewöhn-
liche Belastung auch ohne 
ärztliches Attest zugelassen 
(Urteil vom. 23.3.2023 VI R 
39/20).

  BFH-Urteil 
Nach Auffassung des BFH 
handelt es sich bei der Lipo-
suktion keinesfalls um eine 
wissenschaftlich nicht aner-
kannte Methode zur Behand-
lung eines Lipödems (krank-
hafte Fettverteilungsstörung) 
und auch nicht um eine le-
diglich gesundheitsfördern-
de Vorbeuge-/Folgemaßnah-
me. Die Liposuktion stellt da-
her keine mit den in der o. g. 
Vorschrift der EStDV aufge-
führten Behandlungsmetho-
den vergleichbare Methode 
dar (in der Vorschrift sind u. a. 
genannt: Frisch- und Trocken-
zellenbehandlungen, Sauer-
stoff-, Chelat- und Eigenblut-
therapie). Daher war das Feh-
len eines vor den Operatio-
nen erstellten amtsärztlichen 
Gutachtens oder einer ärzt-
lichen Bescheinigung eines 
Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung unbe-
achtlich. 
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Leasingsonderzahlungen bei 1-Prozent-Regelung 
  Der Fall

Ein Arzt, der seinen steuerpflichtigen Gewinn mittels Einnah-
men-Überschussrechnung ermittelte, hatte in sein Betriebs-
vermögen ein für 36 Monate geleastes Fahrzeug eingebucht. 
Das Fahrzeug diente unstreitig mehr als 50 % für berufliche 
Zwecke. Die private Nutzung ermittelte der Mediziner nach 
der 1-Prozent-Methode. Für das Fahrzeug zahlte der Arzt eine 
Leasingsonderzahlung in Höhe von 40 % des Kaufpreises. 
Die Leasingsonderzahlung ließ der Arzt bei der Ermittlung der 
Gesamtkosten außen vor, da diese nicht in dem betreffenden 
Jahr abgeflossen ist, sondern bei Leasingbeginn im Vorjahr. 
In Folge überstieg der nach der 1-Prozent-Methode ermittel-
te private Nutzungsanteil die Gesamtkosten. Für solche Fälle 
ist es im Billigkeitswege möglich, den Privatanteil auf die nur 
steuerlich abzugsfähigen Kosten für Fahrten zur Praxis (Entfer-
nungspauschale) und für Fahrten im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung zu beschränken (sogenannte Kostendecke-
lung). Von dieser Möglichkeit machte der Arzt auch Gebrauch.

Streitpunkt Leasingsonderzahlung
Das Finanzamt verwarf allerdings die Berechnungen des Arz-
tes und teilte die Leasingsonderzahlung über die Laufzeit des 
Leasingvertrages auf. Dadurch überstieg der Privatanteil die 
Gesamtkosten nicht mehr. Die Kostendeckelung fand folglich 
keine Anwendung. 

  BFH-Urteil 
Der Bundesfinanzhof/BFH folgte der Finanzamt-Auffassung. 
Auch bei einer Einnahmen-Überschussrechnung müssen Lea-
singsonderzahlungen auf die Laufzeit des Leasingvertrags ver-
teilt werden, da sie als vorausbezahltes Nutzungsentgelt an-
zusehen sind. Das Zufluss-/Abflussprinzip kann bei Leasing-
sonderzahlungen keine Anwendung finden, da andernfalls die 
Totalgewinnidentität gegenüber einem bilanzierenden Steuer-
pflichtigen nicht erreicht würde (BFH-Urteil vom 17.5.2022, VIII 
R 26/20 BStBl 2022 II S. 829). 

Umsatzsteuerfreie Heilbehandlungen 
Umsatzsteuer
Ärztliche Heilbehandlungsleistungen sind gemäß § 4 Nr. 14 
Buchst. a Umsatzsteuergesetz/UStG umsatzsteuerfreie Leis-
tungen. Krankenhausleistungen sind nach § 4 Nr. 14 Buchst. 
b UStG umsatzsteuerfrei, wenn sie von Einrichtungen des öf-
fentlichen Rechts erbracht werden oder die übrigen Voraus-
setzungen der Vorschrift (u. a. Zulassung nach dem Sozialge-
setzbuch/SGB, Qualifizierung als Zentrum für ärztliche Heilbe-
handlung nach § 95 SGV V usw.) erfüllt sind.

  Der Fall
Streitig war, ob ärztliche Heilbehandlungen, die für sich allein 
betrachtet die Voraussetzungen für die Umsatzsteuerfreiheit 
nach § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG erfüllen, auch dann steuerfrei 
sind, wenn sie in einer Krankenhauseinrichtung durchgeführt 
werden, die die Voraussetzung für eine Umsatzsteuerfreiheit 
nach § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG nicht erfüllt. Geklagt hat eine 
im Bereich der ästhetisch-plastischen Chirurgie tätige Ärzte-
Gesellschaft. Anlass hierzu war eine Außenprüfung des Fi-
nanzamts. Nach Auffassung der Betriebsprüfer hätte die Ärz-
te-Gesellschaft den Nachweis einer entsprechenden medizi-
nischen Indikation ihrer Behandlungen nicht ausreichend er-
bracht. Die Besteuerungsgrundlagen wurden im Schätzungs-
wege für den Prüfungszeitraum und die nachfolgenden Ver-
anlagungszeiträume ermittelt und die Steuerbefreiung wurde 
teilweise verwehrt.

  FG-Urteil 
Die gegen die Bescheide gerichtete Klage der Ärzte-Gesell-
schaft hatte Erfolg. Das Schleswig-Holsteinische Finanzge-
richt/FG kam zu dem Schluss, dass die jeweiligen Regelun-
gen zur Umsatzsteuerbefreiung, nämlich § 4 Nr. 14 Buchsta-
be a UStG und § 4 Nr. 14 Buchstabe b UStG, unabhängig von-
einander zu betrachten sind, und hob den Umsatzsteuerbe-
scheid des Finanzamtes auf (Urteil vom 17.5.2022, 4 K 119/1). 
Die beiden Vorschriften finden nach Auffassung des Senats 

nebeneinander Anwendung. Das Finanzgericht teilte hierbei 
nicht die Auffassung des Finanzamts, wonach medizinisch in-
dizierte Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin nicht 
steuerfrei sein können, wenn die Behandlung in einem Kran-
kenhaus erfolgt, welches mangels Voraussetzungen nicht dem 
Anwendungsbereich des § 4 Nr. 14 Buchstabe b UStG unter-
liegt.

Revision
Das Urteil ist allerdings nicht rechtskräftig, da die Finanzver-
waltung Revision eingelegt hat. Das Verfahren ist beim Bun-
desfinanzhof/BFH unter dem Az. V R 10/22 anhängig. Andere 
Finanzgerichte, u. a. FG Düsseldorf (Urteil vom 17.2.2017 1 K 
1994/13 U, EFG 2017, 1305), vertreten eine andere Auffas-
sung. Es bleibt abzuwarten, wie der BFH entscheidet. 
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Abschreibung 2024 
Geringwertige Wirtschaftsgüter 
Ärztinnen und Ärzte können bewegli-
che, abnutzbare und selbständig nutzba-
re Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungs-
kosten nicht mehr als € 800,00 netto be-
ziehungsweise € 952,00 brutto betra-
gen (§ 6 Abs. 2 Einkommensteuergesetz/
EStG) wahlweise im Jahr der Anschaf-
fung sofort abschreiben. Der Höchstbe-
trag soll ab 2024 auf € 1.000,00 netto 
bzw. €1.190,00 brutto angehoben wer-
den. Plant der Arzt z. B. die Anschaffung 
von Laborgeräten, die den Merkmalen ei-
nes geringwertigen Wirtschaftsguts ent-
sprechen und die mehr als € 800,00 und 
nicht mehr als € 1.000,00 netto kosten, 
sollte die Anschaffung erst in 2024 erfol-
gen. Für die Sofortabschreibung ist es un-
erheblich, dass der Arzt mangels Vorsteu-
erabzugsberechtigung Anschaffungskos-
ten in Höhe des Bruttopreises hat. 

Sammelposten
Ab 2024 sollen Wirtschaftsgüter mit An-
schaffungskosten bis zu € 5.000,00 in 
einem Sammelposten zusammengefasst 
werden können. Die Auflösungsdau-
er (Abschreibungsdauer) soll von aktuell 

fünf Jahren auf drei Jahre verkürzt wer-
den. Die Einbuchung selbstständig nutz-
barer Wirtschaftsgüter in einen Sammel-
posten lohnt ab 2024 besonders für jene 
Wirtschaftsgüter, deren betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer länger als drei Jah-
re beträgt.

Degressive Abschreibung
Die degressive Abschreibung unterschei-
det sich von der normalen linearen Ab-
schreibung dadurch, dass sich der jährli-
che Abschreibungsbetrag aus dem Rest-
wert und der Restnutzungsdauer berech-
net. Die Bundesregierung plant zur Sti-
mulierung der Wirtschaft die Wiederzu-
lassung der degressiven Abschreibung 
für nach dem 30.9.2023 und vor dem 
1.1.2025 angeschaffte Wirtschaftsgüter 
(§ 7 Abs. 2 EStG-E). Ärztinnen und Ärzte 
können für ihre in diesem Zeitraum ange-
schafften beruflich genutzten Wirtschafts-
güter eine degressive Abschreibung bis 
zum 2,5-Fachen der linearen Abschrei-
bung, maximal 25 % pro Jahr, in Anspruch 
nehmen. Der steuerpflichtige Gewinn min-
dert sich dadurch entsprechend. 

Aufbewahrungsfristen 2023/2024  
Aufbewahrungsfristen
Selbstständig tätige Ärztinnen und Ärz-
te müssen u. a. Bücher, Bilanzen, Inven-
tare und Buchungsbelege, die ihre Arzt-
praxis betreffen, mindestens zehn Jahre 
aufbewahren. Empfangene und abge-
sendete Praxiskorrespondenz muss, so-
weit steuerlich von Bedeutung, mindes-
tens sechs Jahre aufbewahrt werden. 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt jeweils 
mit dem Schluss des Kalenderjahres, in 
dem die letzte Eintragung im Buch ge-
macht worden ist oder der Praxisbrief 
empfangen oder abgesandt worden ist 
(§ 147 Abs. 4 der Abgabenordnung).

Ablauf der Aufbewahrungsfrist zum 
31.12.2023
Zum Jahreswechsel können Ärztinnen 
und Ärzte Steuerbelege aus dem Jahr 
2013 vernichten. Praxiskorrespondenz 
aus 2017 sowie andere aufbewah-
rungspflichtige Unterlagen aus dem 
Jahr 2017 und früher können ebenfalls 
vernichtet werden. 

Ausnahme
Eine allgemeine Aufbewahrungspflicht 
besteht unabhängig vom Verstreichen 
der Aufbewahrungsfrist, wenn die Do-
kumente für die Besteuerung weiterhin 
von Bedeutung sind. 
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Fettabsaugung 

Liposuktion
Aufwendungen für eine Lipo-
suktion erkennt die Finanz-
verwaltung bislang nur unter 
der Voraussetzung als außer-
gewöhnliche Belastungen an, 
dass der Patient vor der Be-
handlung ein amtsärztliches 
Gutachten oder eine ärztliche 
Bescheinigung des Medizini-
schen Dienstes der Kranken-
versicherung vorgelegt hat  
(§ 64 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
Buchst. f der Einkommen-
steuer-Durchführungsverord-
nung). Diese Auffassung dürf-
te in Bezug auf die Behand-
lungskosten für eine krank-
hafte Fettverteilungsstörung 
nicht länger Bestand haben. 
Denn der Bundesfinanzhof/
BFH hat in einem aktuellen 
Urteil entgegen der Ansicht 
der Finanzverwaltung die Gel-
tendmachung der Aufwen-
dungen als außergewöhn-
liche Belastung auch ohne 
ärztliches Attest zugelassen 
(Urteil vom. 23.3.2023 VI R 
39/20).

  BFH-Urteil 
Nach Auffassung des BFH 
handelt es sich bei der Lipo-
suktion keinesfalls um eine 
wissenschaftlich nicht aner-
kannte Methode zur Behand-
lung eines Lipödems (krank-
hafte Fettverteilungsstörung) 
und auch nicht um eine le-
diglich gesundheitsfördern-
de Vorbeuge-/Folgemaßnah-
me. Die Liposuktion stellt da-
her keine mit den in der o. g. 
Vorschrift der EStDV aufge-
führten Behandlungsmetho-
den vergleichbare Methode 
dar (in der Vorschrift sind u. a. 
genannt: Frisch- und Trocken-
zellenbehandlungen, Sauer-
stoff-, Chelat- und Eigenblut-
therapie). Daher war das Feh-
len eines vor den Operatio-
nen erstellten amtsärztlichen 
Gutachtens oder einer ärzt-
lichen Bescheinigung eines 
Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung unbe-
achtlich. 
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Leasingsonderzahlungen bei 1-Prozent-Regelung 
  Der Fall

Ein Arzt, der seinen steuerpflichtigen Gewinn mittels Einnah-
men-Überschussrechnung ermittelte, hatte in sein Betriebs-
vermögen ein für 36 Monate geleastes Fahrzeug eingebucht. 
Das Fahrzeug diente unstreitig mehr als 50 % für berufliche 
Zwecke. Die private Nutzung ermittelte der Mediziner nach 
der 1-Prozent-Methode. Für das Fahrzeug zahlte der Arzt eine 
Leasingsonderzahlung in Höhe von 40 % des Kaufpreises. 
Die Leasingsonderzahlung ließ der Arzt bei der Ermittlung der 
Gesamtkosten außen vor, da diese nicht in dem betreffenden 
Jahr abgeflossen ist, sondern bei Leasingbeginn im Vorjahr. 
In Folge überstieg der nach der 1-Prozent-Methode ermittel-
te private Nutzungsanteil die Gesamtkosten. Für solche Fälle 
ist es im Billigkeitswege möglich, den Privatanteil auf die nur 
steuerlich abzugsfähigen Kosten für Fahrten zur Praxis (Entfer-
nungspauschale) und für Fahrten im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung zu beschränken (sogenannte Kostendecke-
lung). Von dieser Möglichkeit machte der Arzt auch Gebrauch.

Streitpunkt Leasingsonderzahlung
Das Finanzamt verwarf allerdings die Berechnungen des Arz-
tes und teilte die Leasingsonderzahlung über die Laufzeit des 
Leasingvertrages auf. Dadurch überstieg der Privatanteil die 
Gesamtkosten nicht mehr. Die Kostendeckelung fand folglich 
keine Anwendung. 

  BFH-Urteil 
Der Bundesfinanzhof/BFH folgte der Finanzamt-Auffassung. 
Auch bei einer Einnahmen-Überschussrechnung müssen Lea-
singsonderzahlungen auf die Laufzeit des Leasingvertrags ver-
teilt werden, da sie als vorausbezahltes Nutzungsentgelt an-
zusehen sind. Das Zufluss-/Abflussprinzip kann bei Leasing-
sonderzahlungen keine Anwendung finden, da andernfalls die 
Totalgewinnidentität gegenüber einem bilanzierenden Steuer-
pflichtigen nicht erreicht würde (BFH-Urteil vom 17.5.2022, VIII 
R 26/20 BStBl 2022 II S. 829). 

Umsatzsteuerfreie Heilbehandlungen 
Umsatzsteuer
Ärztliche Heilbehandlungsleistungen sind gemäß § 4 Nr. 14 
Buchst. a Umsatzsteuergesetz/UStG umsatzsteuerfreie Leis-
tungen. Krankenhausleistungen sind nach § 4 Nr. 14 Buchst. 
b UStG umsatzsteuerfrei, wenn sie von Einrichtungen des öf-
fentlichen Rechts erbracht werden oder die übrigen Voraus-
setzungen der Vorschrift (u. a. Zulassung nach dem Sozialge-
setzbuch/SGB, Qualifizierung als Zentrum für ärztliche Heilbe-
handlung nach § 95 SGV V usw.) erfüllt sind.

  Der Fall
Streitig war, ob ärztliche Heilbehandlungen, die für sich allein 
betrachtet die Voraussetzungen für die Umsatzsteuerfreiheit 
nach § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG erfüllen, auch dann steuerfrei 
sind, wenn sie in einer Krankenhauseinrichtung durchgeführt 
werden, die die Voraussetzung für eine Umsatzsteuerfreiheit 
nach § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG nicht erfüllt. Geklagt hat eine 
im Bereich der ästhetisch-plastischen Chirurgie tätige Ärzte-
Gesellschaft. Anlass hierzu war eine Außenprüfung des Fi-
nanzamts. Nach Auffassung der Betriebsprüfer hätte die Ärz-
te-Gesellschaft den Nachweis einer entsprechenden medizi-
nischen Indikation ihrer Behandlungen nicht ausreichend er-
bracht. Die Besteuerungsgrundlagen wurden im Schätzungs-
wege für den Prüfungszeitraum und die nachfolgenden Ver-
anlagungszeiträume ermittelt und die Steuerbefreiung wurde 
teilweise verwehrt.

  FG-Urteil 
Die gegen die Bescheide gerichtete Klage der Ärzte-Gesell-
schaft hatte Erfolg. Das Schleswig-Holsteinische Finanzge-
richt/FG kam zu dem Schluss, dass die jeweiligen Regelun-
gen zur Umsatzsteuerbefreiung, nämlich § 4 Nr. 14 Buchsta-
be a UStG und § 4 Nr. 14 Buchstabe b UStG, unabhängig von-
einander zu betrachten sind, und hob den Umsatzsteuerbe-
scheid des Finanzamtes auf (Urteil vom 17.5.2022, 4 K 119/1). 
Die beiden Vorschriften finden nach Auffassung des Senats 

nebeneinander Anwendung. Das Finanzgericht teilte hierbei 
nicht die Auffassung des Finanzamts, wonach medizinisch in-
dizierte Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin nicht 
steuerfrei sein können, wenn die Behandlung in einem Kran-
kenhaus erfolgt, welches mangels Voraussetzungen nicht dem 
Anwendungsbereich des § 4 Nr. 14 Buchstabe b UStG unter-
liegt.

Revision
Das Urteil ist allerdings nicht rechtskräftig, da die Finanzver-
waltung Revision eingelegt hat. Das Verfahren ist beim Bun-
desfinanzhof/BFH unter dem Az. V R 10/22 anhängig. Andere 
Finanzgerichte, u. a. FG Düsseldorf (Urteil vom 17.2.2017 1 K 
1994/13 U, EFG 2017, 1305), vertreten eine andere Auffas-
sung. Es bleibt abzuwarten, wie der BFH entscheidet. 
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Zahlungstermine

Januar 2024

10. Umsatzsteuer mtl. für Dezember bzw. 
November mit Dauerfristverlängerung 
bei Sondervorauszahlung  
(1/11 Abschlag)  
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag,  
Kirchenlohnsteuer für Dezember

*15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchenlohn-
steuer sowie Solidaritätszuschlag

25. Zusammenfassende Meldung
Sozialversicherungsbeiträge Januar 
(Abgabe des Beitragsnachweises)

29. Sozialversicherungsbeiträge Januar 
(Zahlung)

Februar 2024

*12. Umsatzsteuer mtl. für Januar bzw. De-
zember mit Dauerfristverlängerung bei 
Sondervorauszahlung (1/11 Abschlag) 
Lohnsteuer und Solidaritätszuschlag 
und Kirchenlohnsteuer für Januar

15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für  
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchenlohn-
steuer, Solidaritätszuschlag  
Gewerbesteuer-Vorauszahlung, Grund-
steuer (vierteljährliche Fälligkeit)

*19. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Ge-
werbesteuer, Grundsteuer

23. Sozialversicherungsbeiträge Februar 
(Abgabe des Beitragsnachweises)

*26. Zusammenfassende Meldung 

27. Sozialversicherungsbeiträge Februar 
(Fälligkeit)

März 2024

11. Umsatzsteuer mtl. für Februar bzw. 
Januar mit Dauerfristverlängerung bei 
Sondervorauszahlung (1/11 Abschlag)
Lohnsteuer und Kirchenlohnsteuer für 
Februar
Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Körperschaftsteuer sowie der jeweilige 
Solidaritätszuschlag  

14. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteu-
er, Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer, Solidaritätszuschlag 

22. Sozialversicherungsbeiträge März 
(Abgabe des Beitragsnachweises)

25. Zusammenfassende Meldung

26. Sozialversicherungsbeiträge März  
(Fälligkeit)

FAQ E-Rezept 
E-Rezept
Das E-Rezept gibt es seit 2022. Bislang war eine Nutzung über die E-Rezept-App möglich. 
Alternativ konnte ein Papierausdruck mit entsprechendem QR-Code für das Rezept in der 
Apotheke präsentiert werden. Seit dem 1.7.2023 können E-Rezepte unter Nutzung der elek-
tronischen Gesundheitskarte ausgestellt werden. Zum Medikamentenbezug muss die Ge-
sundheitskarte in der Apotheke in ein Kartenlesegerät gesteckt werden. Die Apotheke nutzt 
hierfür den sogenannten E-Rezept-Fachdienst. Die verschriebenen Medikamente können so 
gelesen und verabreicht werden. 

FAQ 
Die Bundesregierung hat auf ihrer Homepage unter https://www.bundesregierung.de/breg-
de/aktuelles/e-rezept-noch-einfacher-zu-nutzen-2198360 wichtige Fragen zur Funktionswei-
se des neuen E-Rezepts veröffentlicht. 

Technische Ausstattung ab 2024 zwingend 
Ärztinnen und Ärzte müssen sich ab 2024 auf eine verbindliche Ausstellung von E-Rezepten 
einstellen. Mit dem Jahreswechsel soll das E-Rezept verbindlich werden. Sofern noch nicht 
geschehen, sollten die technischen Voraussetzungen zur Ausstellung der E-Rezepte zeitnah 
geschaffen werden. 

Pflegewohngemeinschaft
Pflegewohngemeinschaft
Aufwendungen für die Unterbringung in einem Pflegeheim erkennt die Finanzverwaltung im 
Regelfall nur bei vollstationärer Pflege an. Der Bundesfinanzhof/BFH hat jetzt allerdings auch 
Aufwendungen für die Unterbringung in einer Pflegewohngemeinschaft als außergewöhnli-
che Belastung anerkannt (Urteil vom 10.8.2023, VI R 40/20). 

Begründung
Nach Auffassung des BFH kommt es für die steuerliche Beurteilung der Unterbringungskos-
ten als außergewöhnliche Belastung nicht darauf an, ob dem Steuerpflichtigen, wie bei der 
vollstationären Heimunterbringung der Fall, Betreuungsleistungen aus einer Hand zur Verfü-
gung gestellt würden. Bezieht der Pflegebedürftige wie im Streitfall als (Mit)Bewohner einer 
Pflegewohngemeinschaft neben der Wohnraumüberlassung Pflegeleistungen von externen 
ambulanten Pflegediensten, ist dies für den Steuerabzug ausreichend.

Haushaltsersparnis
Die als außergewöhnliche Belastung abziehbaren krankheits- oder pflegebedingt anfallen-
den Kosten sind um eine Haushaltsersparnis zu kürzen. Die nicht abziehbaren Kosten der 
normalen Lebensführung können hilfsweise im Wege der Schätzung nach dem steuerlich 
abziehbaren Höchstbetrag für den Unterhalt unterhaltsbedürftiger Personen (§ 33a Abs.1 S. 
1 EStG) ermittelt werden.  

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.
*  Verschiebung auf diesen Tag wegen Feiertag (§ 108 
Abs. 3 AO)
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